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Drucksache V/3254 


Der Parlamentarische Staatssekretär 

des Bundesministers für Wirtschaft Bonn, den 1 1 . September 1968 

II B 1 - 12 14 20 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Waffen im Privatbesitz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Mertes und Genossen 
- Drucksache V/3216 - 


Zu der Kleinen Anfrage wird wie folgt Stellung genommen: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß offenbar im Hinblick auf 
das verkündete, aber noch nicht in Kraft getretene Bundes- 
waffengesetz und die darauffolgenden neuen Landeswaffen- 
gesetze in Tageszeitungen, Zeitschriften und anderen besonde- 
ren Werbungen, Waffen mit dem besonderen Hinweis an- 
geboten werden „noch waffenerwerbscheinfrei" etc. oder mit 
ganzseitigen Anzeigen von Waffenverkäufern unter der Über- 
schrift „interessieren Sie sich noch heute für das Waffenrecht, 
morgen könnte es zu spät sein", das Interesse zum Kauf von 
Waffen angeregt wird? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einige Waffenhändler und 
Waffenhersteller auf die geschilderte Art werben. Soweit diese 
Anzeigen kommende Erschwerungen auf Grund des Bundes- 
waffengesetzes zu assoziieren versuchen, sind sie irreführend. 

Das Bundeswaffengesetz enthält nämlich keine Vorschriften 
über den Erwerb von Schußwaffen durch nichtgewerbliche 
Käufer, sondern regelt allein die gewerbliche Waffenherstel- 
lung und den gewerblichen Waffenverkauf, in dem gefragten 
Zusammenhang also die Erlaubnis zur Herstellung und zur Ein- 
fuhr von Schußwaffen und Munition sowie zum Handel mit die- 
sen Gegenständen. Für Vorschriften über den Erwerb und das 
Führen von Schußwaffen und Munition sind hingegen die 
Länder zuständig; die Bundesländer arbeiten zur Zeit einen 
Musterentwurf für Landeswaffengesetze aus. Bis zu deren Ver- 
abschiedung - und sie wird sich nur innerhalb gewisser Grenzen 
beschleunigen lassen - gelten für den Erwerb und das Führen 
von Schußwaffen die bisherigen Vorschriften des Reichswaffen- 
gesetzes. 
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Deshalb werden Anzeigen, die unter Hinweis auf das Bundes- 
waffengesetz einen potentiellen Erwerber zum schnellen Kauf 
anregen wollen, in der Regel irreführend sein und verstoßen 
dann gegen die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG), 

Wer sich derartiger Werbemethoden bedient, kann von seinen 
Mitbewerbern nach § 3 UWG vor den ordentlichen Gerichten 
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. In Einzel- 
fällen können sogar die Voraussetzungen des § 4 UWG erfüllt 
sein: Wer wissentlich mit unwahren und zur Irreführung ge- 
eigneten Angaben wirbt, wird mit Gefängnis und Geldstrafe 
bestraft. 

Waffenherstellungs- und Waffenhandelsbetriebe unterliegen 
darüber hinaus einer gewerbepolizeilichen Überwachung durch 
die zuständigen Landesbehörden. Bei wiederholten Verstößen 
der in Rede stehenden Art gegen Vorschriften des UWG haben 
die zuständigen Behörden zu prüfen, ob Inhaber und Leiter der 
Betriebe noch die für die Ausübung ihres Gewerbes erforder- 
liche Zuverlässigkeit besitzen. 

Die Bundesregierung wird auf Grund der vorliegenden Anfrage 
die zuständigen Landesministerien bitten, gegen unlautere 
Werbepraktiken einzuschreiten. 


2. Ist die Bundesregierung, da das geltende Waffenrecht - soweit 
es nicht militärische Waffen betrifft - nicht auf den Besitz von 
Waffen abgestellt ist, bereit, mit den Ländern dahin gehend zu 
verhandeln, daß im öffentlichen Interesse eine Anzeigepflicht 
für in Privatbesitz befindliche Waffen eingeführt wird, soweit 
diese nach dem geltenden bzw. dem neuen Landeswaffenrecht für 
den Besitzer unter die Erwerbsscheinpflicht fallen würden? 

Die Bundesregierung ist bereit, dies anzuregen. Freilich sollte 
das Schwergewicht von öffentlichen Initiativen bei den Regie- 
rungen und Parlamenten der Bundesländer liegen, da es sich 
ausschließlich um eine Landessache handelt. 


Dr. Arndt 



